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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Harald BENDA als Einzelrichter Uber die Beschwerde von
XXXX, geb. XXXX, StA:

Iran, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 15.01.2019, Zahl: 1211418403-
181044884, zu Recht erkannt:

A) Die Beschwerde wird gemal3 § 5 AsylG 2005 und 8 61 FPG als
unbegrindet abgewiesen.

B) Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang

Der Beschwerdefihrer, ein Staatsangehodriger des Iran, stellte am 04.11.2018 den vorliegenden Antrag auf
internationalen Schutz.

Eine Visaabfrage ergab, dass der Beschwerdefihrer in Besitz eines vom XXXX bis zum XXXX gultigen Visums, ausgestellt
durch slowakische Berufsvertretungsbehdrden war. Der Antragsteller wurde am 04.11.2018 vor einem Organ des
offentlichen Sicherheitsdienstes niederschriftlich einvernommen und gab er hierbei zentral auf Befragen zu Protokoll,
sich mittels eines Direktfluges nach Osterreich begeben zu haben, sowie bestétigte er die Ausstellung eines Visums
durch die slowakische Botschaft in Teheran mit obigem Gultigkeitszeitraum. Auf Befragen flhrte der Antragsteller des
Weiteren aus, dass er in Osterreich (ber familidre Anknipfungspunkte in Form zweier Briider verfiige. Eine Schwester
sei in Schweden aufhaltig und eine Tochter in England.
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Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (BFA) richtete am 06.11.2018 ein den Beschwerdefiihrer betreffendes
Aufnahmeersuchen gemald Art. 12 Abs. 2 bzw. 3 der Verordnung (EU) 604/2013 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 26.06.2013 (Dublin IlI-VO) an die Slowakei. Die Slowakei stimmte mit Schreiben vom 03.01.2019 zu, den
Beschwerdefiihrer auf Grundlage des Art. 12 Abs. 2 der Dublin 11I-VO aufzunehmen.

Im Rahmen der niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl vom 14.01.2018
bekraftigte der Antrtagsteller die angefihrten familidren Bindungen in Osterreich, sowie konkretisierte er, dass beide
Bruder sowie deren Familienangehdrige dsterreichische Staatsburger seien. Eine weitere Schwester sei anerkannter
Fliichtling in Osterreich. Im Weiteren bekréaftigte der Antragsteller, staatlicherseits untergebracht zu sein und verneinte

er jegliches finanzielle oder sonstige Abhangigkeitsverhaltnis zu den in Osterreich weilenden Familienangehérigen.

Auf Vorhalt der geflihrten Konsultationen mit der Slowakischen Republik und der beabsichtigten weiteren
Vorgehensweise, gab der Antragsteller an, dass sie (gemeint: er und seine Ehegattin, diesbezlglich derer ein analoges
Dublin-Verfahren abgefiihrt wird), seien nicht in der Slowakei gewesen und wollten sie hier einen Asylantrag stellen.
Seine Briuder und seine Schwester wirden hier leben und er wolle auch, dass seine Frau hier untersucht werde; sie
habe ein Problem mit dem Knie. Auf Hinweis der ihm vorgehaltenen Landerinformationsblatter zur Lage in der
Slowakei gab der Beschwerdeflihrer zu Protokoll, dass seiner Erfahrung nach man in der Slowakei nicht leben kénne.
Er habe dies im Internet gelesen und bekomme man dort keine Versicherung und keine Hilfe vom Staat. Hier kénne
ihm sein Bruder helfen. Seine Mutter befinde sich noch im Iran und sei sie 92 Jahre alt und wolle sein Bruder auch
diese hierher bringen, damit sie alle gemeinsam hier in Osterreich leben kénnten.

Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid vom 15.01.2019 wurde der Antrag der Beschwerdefuhrerin auf
internationalen Schutz ohne in die Sache einzutreten gemal3 § 5 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulassig zurtickgewiesen und
ausgesprochen, dass die Slowakei fur die Prufung des Antrages gemal’ Art. 12 Abs. 2 der Dublin 1lI-VO zustandig sei
(Spruchpunkt 1.). Gleichzeitig wurde gegen den BeschwerdefUhrer gemaf3 § 61 Abs. 1 FPG die AulRerlandesbringung
angeordnet und festgestellt, dass demzufolge eine Abschiebung nach der Slowakei gemaR 8 61 Abs. 2 FPG zulassig sei
(Spruchpunkt I1.).

Die Sachverhaltsfeststellungen zur Lage in der Slowakei wurden im angefochtenen Bescheid im Wesentlichen
Folgendermafen zusammengefasst (nunmehr gekirzt durch das Bundesverwaltungsgericht):

Allgemeines zum Asylverfahren
Allgemeines zum Asylverfahren

In der Slowakei gibt es ein rechtsstaatliches Asylverfahren mit gerichtlicher Beschwerdeméglichkeit (USDOS 13.4.2016;
MINV 0.D.; EK 0. D.; fUr ausfuhrliche Informationen siehe dieselben Quellen).

Quellen:

EK - Europadische Kommission (European Migration Network) (0.D.):

Country Fact Sheet Slovakia 2015, https://ec.europa.eu/home-
affairs/sites/homeaffairs/files/24a_slovakia_country_factsheet_2015.pdf, Zugriff 3.3.2017

MINV - Slowakisches Amt fur Migration 0.D.): Zamerom migracnej politiky Slovenskej republiky je zabezpecit,

http://www.minv.sk/?zamer-migracnej-politiky-slovenskej-republiky, Zugriff 3.3.2017

USDOS - US Department of State (13.4.2016): Country Report on Human Rights Practices 2015 - Slovakia,
http://www.ecoi.net/local_link/322581/462058_de.html, Zugriff 3.3.2017

Dublin-Ruckkehrer

Der Zugang zum Asylverfahren nach Dublin Riicklberstellung ist vom Stand des Verfahrens in der Slowakei abhangig.
Wenn ein Verfahren vor endgultiger Entscheidung unterbrochen wurde, etwa weil sich der Antragsteller diesem

entzogen hat, und der Betreffende wird von der Slowakei im Rahmen von Art. 18(1)(c) zurickgenommen, wird das
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Verfahren automatisch wieder aufgenommen. Bei Ruckkehrern, die unter Art. 18(1)(d) und 18(2) fallen und welche die
Slowakei verlassen haben, bevor sie Gber eine negative erstinstanzliche Entscheidung informiert werden konnten und
die Rechtsmittelfrist verstrichen ist, ist diese Entscheidung endglltig. Der Rickkehrer kann aber einen neuen Antrag
stellen, der als Folgeantrag betrachtet wird (EASO 12.2015).

Die Slowakei macht bei der Bereitstellung von Versorgungsleistungen keinen Unterschied zwischen verschiedenen
Verfahrensarten. Alle Antragsteller erhalten dieselbe Versorgung (EASO 2.2016).

Quellen:

EASO - European Asylum Support Office (12.2015): Quality Matrix
Report: Dublin procedure, per E-Mail

EASO - European Asylum Support Office (2.2016): Quality Matrix
Report: Reception conditions, per E-Mail

Non-Refoulement

Die slowakischen Gesetze sehen vor, dass das Wohlergehen einzelner Antragsteller bei AulBerlandesbringungen in
Nicht-EU-Lander nicht gefdhrdet sein darf. Einige Beobachter kritisieren, die verantwortliche Grenz- und
Fremdenpolizei verfige nicht Uber die notwendigen Informationen, dies zu beurteilen. Die Slowakei kennt subsididren
Schutz flir Antragsteller, die sich nicht fur internationalen Schutz qualifizieren, deren Auflerlandesbringung aber
aufgrund administrativer Probleme oder Sicherheitsbedenken nicht méglich ist (USDOS 13.4.2016).

Daruber hinaus gibt es in der Slowakei noch die Méglichkeit eines humanitaren Schutzes (EK 12.2015).
Quellen:

EK - Europaische Kommission (European Migration Network) (12.2015): EMN Focussed Study 2015. Integration of

beneficiaries of international/humanitarian protection into the labour market. policies and good practices.

Contribution of the Slovak Republic, https://ec.europa.eu/home-
affairs/sites/homeaffairs/files/24a_slovak_integration_of_beneficiaries_of_international_protection_en.pdf, Zugriff
3.3.2017

USDOS - US Department of State (13.4.2016): Country Report on Human Rights Practices 2015 - Slovakia,
http://www.ecoi.net/local_link/322581/462058_de.html, Zugriff 3.3.2017

Versorgung

Zur Erstaufnahme verfigt die Slowakei Uber 550 Unterbringungspldtze im Zentrum Humenne, in dem sich jeder
Antragsteller einer 20-tagigen medizinischen Quarantanephase unterziehen muss. Das Zentrum darf wahrenddessen
nicht verlassen werden. Danach erfolgt eine Verlegung in eines der beiden offenen Unterbringungszentren Opatovska
Nova Ves oder Rohovce. Diese haben eine Kapazitat von je 140 Platzen (in Summe 280 Platze); Opatovska Nova Ves ist
far vulnerable Gruppen reserviert (EASO 2.2016).

In den Unterbringungszentren erhalten die Antragsteller auBerdem Verpflegung, Hygieneartikel, Krankenversorgung
und psychosoziale Betreuung sowie ein Taschengeld (EK 2016). Da die Antragsteller alle notwendigen Sachleistungen
im Rahmen der Unterbringung kostenlos erhalten, betragt das Taschengeld EUR 0,40 pro Tag fur einen Erwachsenen
und EUR 0,27 pro Tag fur ein Kind (EASO 2.2016).

Seit Juli 2015 haben Asylwerber bereits nach neun Monaten ohne Arbeitserlaubnis Zugang zum Arbeitsmarkt (zuvor 12
Monate) (EK 0. D.).

Quellen:



EASO - European Asylum Support Office (2.2016): Quality Matrix

Report: Reception conditions, per E-Mail

EK - Europaische Kommission (European Migration Network) (0.D.):

Country Fact Sheet Slovakia 2015, https://ec.europa.eu/home-
affairs/sites/homeaffairs/files/24a_slovakia_country_factsheet_2015.pdf, Zugriff 3.3.2017

EK - Europaische Kommission (European Migration Network) (2016):
EMN Study 2016. Resettlement and Humanitarian Admission Programmes in Europe - What Works?,

https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-
do/networks/european_migration_network/reports/docs/emn-studies/emn-studies-
24a_slovak_republic_resettlement_study_en.pdf, Zugriff 3.3.2017

Im Bescheid wurde sodann zusammengefasst festgehalten, dass aus den Angaben des Beschwerdefiihrers keine
stichhaltigen Griinde flr die Annahme glaubhaft gemacht worden seien, dass dieser Gefahr liefe, in der Slowakei Folter
oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen zu werden oder dass ihm eine
Verletzung seiner durch Art. 3 EMRK gewahrleisteten Rechte dadurch drohen koénnte.

Weiters wurde festgehalten, dass er gemeinsam mit seiner Ehegattin und seinem volljahrigen Sohn (beide namentlich
genannt) in Osterreich eingereist sei und seien beide Bezugspersonen von derselben Ausweisungsentscheidung
betroffen. Zu den weiters in Osterreich lebenden verwandtschaftlichen Ankniipfungspunkten wurde ausgefiihrt, dass
kein gemeinsamer Haushalt bestehe, sowie keine gegenseitigen finanziellen oder sonstigen Abhangigkeiten.

Dagegen wurde fristgerecht Beschwerde eingebracht, in welcher zentral ausgefuhrt wird, dass der Antragsteller die in
der Einvernahme dargelegten Argumente, die gegen eine Ruckkehr nach der Slowakei sprechen wirden, aufrecht
halte. Er habe erwahnt, dass verwandtschaftliche Ankniipfungspunkte in Osterreich bestiinden und diese ihn in jeder
Hinsicht unterstutzen wiirden bzw. bestehe ein sehr enges emotionales Abhangigkeitsverhaltnis.

Weiteres, individuell-konkretes Vorbringen bzw. konkrete Verfahrensriigen wurden nicht erstattet.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der BeschwerdeflUhrer ist ein Staatsangehoriger des Iran und stellte am 04.11.2018 den gegenstandlichen Antrag auf
internationalen Schutz in Osterreich. Weiters wird festgestellt, dass der Antragsteller tber ein seitens slowakischer
Auslandsbehdrden ausgestelltes Schengenvisum mit der Guiltigkeitsdauer von XXXX bis XXXX verflugte.

Das BFA richtete am 06.11.2018 ein Aufnahmeersuchen gem. Art. 12 Abs. 2 bzw. 3 der Dublin IlI-VO an die Slowakei.
Die Slowakei stimmte mit Schreiben vom 03.01.2019 zu, den Beschwerdefiihrer auf Grundlage von Art. 12 Abs. 2 der
Dublin 11I-VO zu Ubernehmen.

Das Bundesverwaltungsgericht schlie3t sich den oben wiedergegebenen Feststellungen des angefochtenen Bescheides
zur Allgemeinsituation in der Slowakei an.

Konkrete, in der Person des Beschwerdefihrers gelegene Grinde, welche fur die reale Gefahr des fehlenden Schutzes
vor Verfolgung im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, liegen nicht vor.

Es gibt keine Hinweise dafir, dass der Beschwerdefihrer lebensbedrohlich erkrankt ware.

Der Antragsteller reiste gemeinsam mit seiner Ehegattin, sowie seinem volljahrigen Sohn auf dem Luftweg in das
Osterreichische Bundesgebiet ein und wurde das Verfahren der Ehegattin mit Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes vom heutigen Tage analog entschieden.

Festzuhalten ist, dass der Antragsteller einerseits Uber familidre Bindungen in Osterreich verfiigt (dies in Form
mehrerer Brider, sowie einer Schwester), sowie, dass zu keiner der genannten Personen ein, wie immer geartetes,

Abhangigkeitsverhaltnis besteht.



2. Beweiswurdigung:

Die festgestellten Tatsachen hinsichtlich der Einreise ins Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten sowie des gultigen Visums
ergeben sich aus der - im Verwaltungsakt dokumentierten - Auskunft aus dem VIS-System des Bundesministeriums fur

Inneres.

Die Feststellung bezuglich der Zustimmung zur Aufnahme des Beschwerdefihrers seitens der Slowakei leitet sich aus
dem durchgefihrten Konsultationsverfahren - der diesbezlgliche Schriftwechsel liegt dem Verwaltungsakt ein -
zwischen der 6sterreichischen und der slowakischen Dublin-Behérde ab.

Die Gesamtsituation des Asylwesens im zustandigen Mitgliedstaat resultiert aus den umfangreichen und durch
aktuelle  Quellen belegten Landerfeststellungen des angefochtenen Bescheides, welche auf alle
entscheidungsrelevanten Fragen eingehen. Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl hat in seiner Entscheidung
neben AusfUhrungen zur Versorgungslage von Asylwerbern in der Slowakei auch Feststellungen zur dortigen
Rechtslage und Vollzugspraxis von asyl- und fremdenrechtlichen Bestimmungen (darunter konkret auch im Hinblick

auf Rickkehrer nach der Dublin-VO) samt dem jeweiligen Rechtsschutz im Rechtsmittelweg getroffen.

Individuelle, unmittelbare und vor allem hinreichend konkrete Bedrohungen, welche den Landerberichten klar und
substantiell widersprechen wirden, hat der Beschwerdefuhrer nicht dargetan. Eine den Beschwerdeflhrer konkret
treffende Bedrohungssituation in der Slowakei wurde nicht ausreichend substantiiert vorgebracht. Aus den im
angefochtenen Bescheid dargestellten Landerinformationen ergeben sich keine ausreichend begriindeten Hinweise

darauf, dass das slowakische Asylwesen grobe systemische Mangel aufweisen wirde.

Die Feststellungen zum Gesundheitszustand ergeben sich aus der Aktenlage. Diesbezlglich wurde kein Vorbringen

erstattet, welches geeignet ware, den Schutzbereich des Art. 3 EMRK zu tangieren.

Die festgestellten, personlichen Verhaltnisse der Beschwerdefuhrerin ergeben sich aus den eigenen Angaben und der

damit im Einklang stehenden Aktenlage.

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu A) Abweisung der Beschwerde:

Die maf3geblichen Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005) idgF lauten:

8 5 (1) Ein nicht gemal’ 88 4 oder 4a erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzuldssig zurtckzuweisen,
wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung zur Prifung des Asylantrages oder des
Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit der Zurlckweisungsentscheidung ist auch festzustellen, welcher
Staat zustandig ist. Eine Zurlickweisung des Antrages hat zu unterbleiben, wenn im Rahmen einer Prifung des 8 9 Abs.
2 BFA-VG festgestellt wird, dass eine mit der Zurlckweisung verbundene Anordnung zur Aul3erlandesbringung zu einer

Verletzung von Art. 8 EMRK fiihren wirde.

(2) GemaR Abs. 1 ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung
dafur zustandig ist zu prufen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz

zustandig ist.

(3) Sofern nicht besondere Griinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder
beim Bundesamt oder beim Bundesverwaltungsgericht offenkundig sind, die fur die reale Gefahr des fehlenden
Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat nach Abs. 1 Schutz vor
Verfolgung findet.

8 10 (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Riickkehrentscheidung oder einer Anordnung zur
AuBerlandesbringung gemal dem 8. Hauptstick des FPG zu verbinden, wenn

1. der Antrag auf internationalen Schutz gemaR 88 4 oder 4a zurlickgewiesen wird,

2. der Antrag auf internationalen Schutz gemaR 8 5 zurlickgewiesen wird,

3.

und in den Fallen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemal3 8 57 nicht erteilt wird.

8 9 Abs. 1 und 2 BFA-Verfahrensgesetz (BFA-VG) idFBGBI. | 70/2015 lautet:
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8 9 (1) Wird durch eine Ruckkehrentscheidung gemal 8 52 FPG, eine Anordnung zur AuBerlandesbringung gemali 8 61
FPG, eine Ausweisung gemal3 § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemaR § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulassig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu bertcksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war,
2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwirdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstoBe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behorden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

8 61 Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) idFBGBI. | 70/2015 lautet:
8 61 (1) Das Bundesamt hat gegen einen Drittstaatsangehdrigen eine
AuBerlandesbringung anzuordnen, wenn

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz gemal? 88 4a oder 5 AsylG 2005 zurlckgewiesen wird oder nach jeder
weiteren, einer zurlckweisenden Entscheidung gemdafl 88 4a oder 5 AsylG 2005 folgenden, zurickweisenden
Entscheidung gemaR 8 68 Abs. 1 AVG oder

2. ..

(2) Eine Anordnung zur AuRerlandesbringung hat zur Folge, dass eine Abschiebung des Drittstaatsangehorigen in den
Zielstaat zulassig ist. Die Anordnung bleibt binnen 18 Monaten ab Ausreise des Drittstaatsangehorigen aufrecht.

(3) Wenn die Durchfihrung der Anordnung zur AufRerlandesbringung aus Grunden, die in der Person des
Drittstaatsangehorigen liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen wiirde und diese nicht von Dauer sind, ist
die Durchfihrung fur die notwendige Zeit aufzuschieben.

(4) Die Anordnung zur Aul3erlandesbringung tritt auBer Kraft, wenn das Asylverfahren gemaR8 28 AsylG 2005

zugelassen wird.
Die maf3geblichen Bestimmungen der Dublin 11I-VO lauten:
Art. 3 Verfahren zur Prifung eines Antrags auf internationalen Schutz

(1) Die Mitgliedstaaten prifen jeden Antrag auf internationalen Schutz, den ein Drittstaatsangehdriger oder
Staatenloser im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einschlieBlich an der Grenze oder in den Transitzonen stellt. Der
Antrag wird von einem einzigen Mitgliedstaat geprtift, der nach den Kriterien des Kapitels Ill als zustandiger Staat

bestimmt wird.

(2) Lasst sich anhand der Kriterien dieser Verordnung der zustandige Mitgliedstaat nicht bestimmen, so ist der erste
Mitgliedstaat, in dem der Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde, fir dessen Prifung zustandig.

Erweist es sich als unmdglich, einen Antragsteller an den zunachst als zustandig bestimmten Mitgliedstaat zu
Uberstellen, da es wesentliche Griinde fir die Annahme gibt, dass das Asylverfahren und die Aufnahmebedingungen
far Antragsteller in diesem Mitgliedstaat systemische Schwachstellen aufweisen, die eine Gefahr einer unmenschlichen
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oder entwurdigenden Behandlung im Sinne des Artikels 4 der EU-Grundrechtecharta mit sich bringen, so setzt der die
Zustandigkeit prufende Mitgliedstaat, die Prifung der in Kapitel Il vorgesehenen Kriterien fort, um festzustellen, ob
ein anderer Mitgliedstaat als zustandig bestimmt werden kann.

Kann keine Uberstellung gem&R diesem Absatz an einen aufgrund der Kriterien des Kapitels Il bestimmten
Mitgliedstaat oder an den ersten Mitgliedstaat, in dem der Antrag gestellt wurde, vorgenommen werden, so wird der
die Zustandigkeit prifende Mitgliedstaat der zustandige Mitgliedstaat.

(3) Jeder Mitgliedstaat behalt das Recht, einen Antragsteller nach MalRgabe der Bestimmungen und Schutzgarantien
der Richtlinie 32/2013/EU in einen sicheren Drittstaat zurtck- oder auszuweisen.

Art. 7 Rangfolge der Kriterien

(1) Die Kriterien zur Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats finden in der in diesem Kapitel genannten Rangfolge
Anwendung.

(2) Bei der Bestimmung des nach den Kriterien dieses Kapitels zustandigen Mitgliedstaats wird von der Situation
ausgegangen, die zu dem Zeitpunkt gegeben ist, zu dem der Antragsteller seinen Antrag auf internationalen Schutz
zum ersten Mal in einem Mitgliedstaat stellt.

(3) Im Hinblick auf die Anwendung der in den Artikeln 8, 10 und 6 (Anmerkung: gemeint wohl 16) genannten Kriterien
bertcksichtigen die Mitgliedstaaten alle vorliegenden Indizien fir den Aufenthalt von Familienangehdrigen,
Verwandten oder Personen jeder anderen verwandtschaftlichen Beziehung des Antragstellers im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats, sofern diese Indizien vorgelegt werden, bevor ein anderer Mitgliedstaat dem Gesuch um Aufnahme-
oder Wiederaufnahme der betreffenden Person gemaR den Artikeln 22 und 25 stattgegeben hat, und sofern Uber
frihere Antrage des Antragstellers auf internationalen Schutz noch keine Erstentscheidung in der Sache ergangen ist.

Artikel 12 Ausstellung von Aufenthaltstiteln oder Visa

(1) Besitzt der Antragsteller einen gultigen Aufenthaltstitel, so ist der Mitgliedstaat, der den Aufenthaltstitel ausgestellt
hat, fur die Prufung des Antrags auf internationalen Schutz zustandig.

(2) Besitzt der Antragsteller ein guiltiges Visum, so ist der Mitgliedstaat, der das Visum erteilt hat, fir die Prufung des
Antrags auf internationalen Schutz zustandig, es sei denn, dass das Visum im Auftrag eines anderen Mitgliedstaats im
Rahmen einer Vertretungsvereinbarung gemaR Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 Uber einen Visakodex der Gemeinschaft erteilt wurde. In diesem Fall ist
der vertretene Mitgliedstaat fiir die Prifung des Antrags auf internationalen Schutz zustandig.

(3) Besitzt der Antragsteller mehrere glltige Aufenthaltstitel oder Visa verschiedener Mitgliedstaaten, so sind die
Mitgliedstaaten fur die Prifung des Antrags auf internationalen Schutz in folgender Reihenfolge zustandig:

a) der Mitgliedstaat, der den Aufenthaltstitel mit der langsten Gultigkeitsdauer erteilt hat, oder bei gleicher
Gultigkeitsdauer der Mitgliedstaat, der den zuletzt ablaufenden Aufenthaltstitel erteilt hat;

b) der Mitgliedstaat, der das zuletzt ablaufende Visum erteilt hat, wenn es sich um gleichartige Visa handelt;

c) bei nicht gleichartigen Visa der Mitgliedstaat, der das Visum mit der langsten Gultigkeitsdauer erteilt hat, oder bei
gleicher Glltigkeitsdauer der Mitgliedstaat, der das zuletzt ablaufende Visum erteilt hat.

(4) Besitzt der Antragsteller nur einen oder mehrere Aufenthaltstitel, die weniger als zwei Jahre zuvor abgelaufen sind,
oder ein oder mehrere Visa, die seit weniger als sechs Monaten abgelaufen sind, aufgrund deren er in das
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einreisen konnte, so sind die Absadtze 1, 2 und 3 anwendbar, solange der
Antragsteller das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten nicht verlassen hat.

Besitzt der Antragsteller einen oder mehrere Aufenthaltstitel, die mehr als zwei Jahre zuvor abgelaufen sind, oder ein
oder mehrere Visa, die seit mehr als sechs Monaten abgelaufen sind, aufgrund deren er in das Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats einreisen konnte, und hat er die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten nicht verlassen, so ist der
Mitgliedstaat zustandig, in dem der Antrag auf internationalen Schutz gestellt wird.

(5) Der Umstand, dass der Aufenthaltstitel oder das Visum aufgrund einer falschen oder missbrauchlich verwendeten
Identitat oder nach Vorlage von gefalschten, falschen oder ungultigen Dokumenten erteilt wurde, hindert nicht daran,
dem Mitgliedstaat, der den Titel oder das Visum erteilt hat, die Zustandigkeit zuzuweisen. Der Mitgliedstaat, der den



Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, ist nicht zustandig, wenn nachgewiesen werden kann, dass nach
Ausstellung des Titels oder des Visums eine betrigerische Handlung vorgenommen wurde.

Art. 16 Abhangige Personen

(1) Ist ein Antragsteller wegen Schwangerschaft, eines neugeborenen Kindes, schwerer Krankheit, ernsthafter
Behinderung oder hohen Alters auf die Unterstitzung seines Kindes, eines seiner Geschwister oder eines Elternteils,
das/der sich rechtmaRig in einem Mitgliedstaat aufhalt, angewiesen oder ist sein Kind, eines seiner Geschwister oder
ein Elternteil, das/der sich rechtmaRig in einem Mitgliedstaat aufhalt, auf die Unterstitzung des Antragstellers
angewiesen, so entscheiden die Mitgliedstaaten in der Regel, den Antragsteller und dieses Kind, dieses seiner
Geschwister oder Elternteil nicht zu trennen bzw. sie zusammenzufihren, sofern die familidre Bindung bereits im
Herkunftsland bestanden hat, das Kind, eines seiner Geschwister oder der Elternteil in der Lage ist, die abhangige
Person zu unterstitzen und die betroffenen Personen ihren Wunsch schriftlich kundgetan haben.

(2) Halt sich das Kind, eines seiner Geschwister oder ein Elternteil im Sinne des Absatzes 1 rechtmaf3ig in einem
anderen Mitgliedstaat als der Antragsteller auf, so ist der Mitgliedstaat, in dem sich das Kind, eines seiner Geschwister
oder ein Elternteil rechtmaRig aufhalt, zustandiger Mitgliedstaat, sofern der Gesundheitszustand des Antragstellers
diesen nicht langerfristig daran hindert, in diesen Mitgliedstaat zu reisen. In diesem Fall, ist der Mitgliedstaat, in dem
sich der Antragsteller aufhalt, zustandiger Mitgliedstaat. Dieser Mitgliedstaat kann nicht zum Gegenstand der
Verpflichtung gemacht werden, das Kind, eines seiner Geschwister oder ein Elternteil in sein Hoheitsgebiet zu
verbringen.

(3) Der Kommission wird die Befugnis Gbertragen gemaR Artikel 45 in Bezug auf die Elemente, die zur Beurteilung des
Abhangigkeitsverhaltnisses zu bericksichtigen sind, in Bezug auf die Kriterien zur Feststellung des Bestehens einer
nachgewiesenen familidaren Bindung, in Bezug auf die Kriterien zur Beurteilung der Fahigkeit der betreffenden Person
zur Sorge fur die abhéngige Person und in Bezug auf die Elemente, die zur Beurteilung einer langerfristigen
Reiseunfahigkeit zu beriicksichtigen sind, delegierte Rechtsakte zu erlassen.

(4) Die Kommission legt im Wege von Durchflihrungsrechtsakten einheitliche Bedingungen fur Konsultationen und den
Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten fest. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden nach dem in Artikel
44 Absatz 2 genannten Prufverfahren erlassen.

Art. 17 Ermessensklauseln

(1) Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 kann jeder Mitgliedstaat beschlieBen, einen bei ihm von einem
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen gestellten Antrag auf internationalen Schutz zu prifen, auch wenn er nach
den in dieser Verordnung festgelegten Kriterien nicht fur die Prifung zustandig ist.

Der Mitgliedstaat, der gemal diesem Absatz beschlie3t, einen Antrag auf internationalen Schutz zu prifen, wird
dadurch zum zusténdigen Mitgliedstaat und Ubernimmt die mit dieser Zustandigkeit einhergehenden Verpflichtungen.
Er unterrichtet gegebenenfalls Uber das elektronische Kommunikationsnetz DubliNet, das gemaR Artikel 18 der
Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 eingerichtet worden ist, den zuvor zustandigen Mitgliedstaat, den Mitgliedstaat, der ein
Verfahren zur Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats durchfihrt, oder den Mitgliedstaat, an den ein Aufnahme-
oder Wiederaufnahmegesuch gerichtet wurde.

Der Mitgliedstaat, der nach Maligabe dieses Absatzes zustandig wird, teilt diese Tatsache unverziglich Uber Eurodac
nach Malgabe der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 mit, indem er den Zeitpunkt Uber die erfolgte Entscheidung zur
Prifung des Antrags anfugt.

(2) Der Mitgliedstaat, in dem ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt worden ist und der das Verfahren zur
Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaats durchfihrt, oder der zustéandige Mitgliedstaat kann, bevor eine
Erstentscheidung in der Sache ergangen ist, jederzeit einen anderen Mitgliedstaat ersuchen, den Antragsteller
aufzunehmen, aus humanitaren Griinden, die sich insbesondere aus dem familidren oder kulturellen Kontext ergeben,
um Personen jeder verwandtschaftlichen Beziehung zusammenzufihren, auch wenn der andere Mitgliedstaat nach
den Kriterien in den Artikeln 8 bis 11 und 16 nicht zusténdig ist. Die betroffenen Personen muissen dem schriftlich
zustimmen.

Das Aufnahmegesuch umfasst alle Unterlagen, Uber die der ersuchende Mitgliedstaat verflgt, um dem ersuchten
Mitgliedstaat die Beurteilung des Falles zu ermdglichen.



Der ersuchte Mitgliedstaat nimmt alle erforderlichen Uberprifungen vor, um zu prifen, dass die angefihrten
humanitdren Grinde vorliegen, und antwortet dem ersuchenden Mitgliedstaat Uber das elektronische
Kommunikationsnetz DubliNet, das gemal? Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 eingerichtet wurde, innerhalb
von zwei Monaten nach Eingang des Gesuchs. Eine Ablehnung des Gesuchs ist zu begrinden.

Gibt der ersuchte Mitgliedstaat dem Gesuch statt, so wird ihm die Zustandigkeit fir die Antragsprifung tbertragen.

Art. 29 Abs. 2 Dublin-l1l-VO lautet: "Wird die Uberstellung nicht innerhalb der Frist von sechs Monaten durchgefihrt, ist
der zustandige Mitgliedstaat nicht mehr zur Aufnahme oder Wiederaufnahme der betreffenden Person verpflichtet
und die Zustandigkeit geht auf den ersuchenden Mitgliedstaat Gber. Diese Frist kann héchstens auf ein Jahr verlangert
werden, wenn die Uberstellung aufgrund der Inhaftierung der betreffenden Person nicht erfolgen konnte, oder
hoéchstens auf achtzehn Monate, wenn die betreffende Person fllichtig ist"

Zur Frage der Unzusténdigkeit Osterreichs fir die Durchfihrung des gegenstandlichen Verfahrens pflichtet das
Bundesverwaltungsgericht der Verwaltungsbehorde bei, dass sich aus dem festgestellten Sachverhalt die Zustandigkeit
der Slowakei ergibt.

Es war hierbei zudem eine Auseinandersetzung mit der Frage erforderlich, auf welcher Bestimmung die Zustandigkeit
des ersuchten Mitgliedstaates beruht (VfGH 27.06.2012, U 462/12); dies freilich, sofern malgeblich, unter
Berucksichtigung der Urteile des Gerichtshofes der Europaischen Union vom 10.12.2013 in der Rechtssache C-394/12;
Shamso Abdullahi/Osterreich und vom 07.06.2016 in der Rechtssache C-63/15; Mehrdad Ghezelbash/Niederlande.

Der EuGH sprach in seinem Urteil vom 10.12.2013, C-394/12, Shamso Abdullahi/Osterreich Rz 60, aus, dass in einem
Fall, in dem ein Mitgliedstaat der Aufnahme eines Asylbewerbers nach Mal3gabe des in Art. 10 Abs. 1 Dublin 1I-VO
festgelegten Kriteriums zugestimmt hat, der Asylbewerber der Heranziehung dieses Kriteriums nur damit
entgegentreten kann, dass er systemische Mangel des Asylverfahrens und der Aufnahmebedingungen fir
Asylbewerber in diesem Mitgliedstaat geltend macht, die ernsthafte und durch Tatsachen bestatigte Griinde fur die
Annahme darstellen, dass er tatsachlich Gefahr lauft, einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne
von Art. 4 GRC ausgesetzt zu werden.

Zudem hat der EuGH in seinem Urteil vom 07.06.2016, C-63/15, Gezelbash (GroRe Kammer), festgestellt, dass Art. 27
Abs. 1 Dublin [1I-VO im Licht des 19. Erwagungsgrundes dieser Verordnung dahin auszulegen ist, dass ein Asylbewerber
im Rahmen eines Rechtsbehelfs gegen eine Entscheidung tber seine Uberstellung die fehlerhafte Anwendung eines in

Kapitel Ill dieser Verordnung festgelegten Zustandigkeitskriteriums geltend machen kann.

Damit im Einklang steht das Urteil des EuGH ebenfalls vom 07.06.2016, C-155/15, Karim (Grof3e Kammer), wonach ein
Asylbewerber im Rahmen eines Rechtsbehelfs gegen eine Entscheidung (iber seine Uberstellung einen Verstol gegen

die Regelung des Art. 19 Abs. 2 Unterabsatz 2 der Dublin l1I-VO geltend machen kann.

In materieller Hinsicht ist die Zustandigkeit der Slowakei zur Prafung des in Rede stehenden Asylantrages in Art. 12
Abs. 2 Dublin IlI-VO begrindet, da der Beschwerdefiihrer zum Zeitpunkt der Antragstellung und ihrer Einreise ins

Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten im Besitz eines glltigen slowakischen Visums war.

Anhaltspunkte daflr, dass die Zustandigkeit der Slowakei in der Zwischenzeit untergegangen sein konnte, bestehen
nicht.

Auch aus Art. 16 (abhangige Personen) und Art. 17 Abs. 2 Dublin IlI-VO (humanitare Klausel) ergibt sich keine

Zustandigkeit Osterreichs zur Priifung des Antrages des Beschwerdefiihrers.
Nach der Rechtsprechung des VfGH (zB 17.06.2005, B 336/05;
15.10.2004, G 237/03) und des YWGH (zB 23.01.2007,2006/01/0949;

25.04.2006, 2006/19/0673) ist aus innerstaatlichen verfassungsrechtlichen Griinden das Selbsteintrittsrecht zwingend
auszuiiben, sollte die innerstaatliche Uberpriifung der Auswirkungen einer Uberstellung ergeben, dass Grundrechte

des betreffenden Asylwerbers bedroht waren.

Das BFA hat von der Méglichkeit der Austbung des Selbsteintrittsrechts nach Art. 17 Abs. 1 Dublin-llI-VO keinen
Gebrauch gemacht. Es war daher zu prufen, ob von diesem im gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur

Vermeidung einer Verletzung der EMRK oder der GRC zwingend Gebrauch zu machen gewesen ware.
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Die bloRBe Mdglichkeit einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder
abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu
lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder sonstige amtswegig zu berlcksichtigende notorische Umstande grober
Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI.
2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefdhrdung konkreter auf den
betreffenden Fremden bezogener Umstande, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefahrdung im Fall
seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH 26.11.1999, ZI 96/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.
98/18/0317; vgl. auch VwGH 16.07.2003, Z1.2003/01/0059): "Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber,
besondere Grunde, die fur die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat
sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend
konkretes Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale
Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer Verletzung von Art. 3 EMRK, nach sich ziehen kénnte,
und er die Asylbehdérden davon Uberzeugt, dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwWGH
23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl. VwGH 17.02.1998, Z|96/18/0379;
EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allféllige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
Art. 13 EMRK sind fur sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren
rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen
Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen
wurde (Art. 16 Abs. 1 lit e Dublin Il VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklirung des anderen Mitgliedstaates hat in die
Abwagung einzuflieBen (VWGH 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582, VwGH 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025, VWGH 25.04.2006, ZI.
2006/19/0673), ebenso andere Zusicherungen der europadischen Partnerstaaten Osterreichs.

Mit der Frage, ab welchem AusmaR von festgestellten Mangeln im Asylsystem des zustandigen Mitgliedstaates der
Union ein Asylwerber von einem anderen Aufenthaltsstaat nicht mehr auf die Inanspruchnahme des Rechtsschutzes
durch die innerstaatlichen Gerichte im zustandigen Mitgliedstaat und letztlich den Europaischen Gerichtshof fir
Menschenrechte zur Wahrnehmung seiner Rechte verwiesen werden darf, sondern vielmehr vom Aufenthaltsstaat
zwingend das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs. 2 Dublin Il-Verordnung (nunmehr Art. 17 Abs. 1 Dublin IlI-
Verordnung) auszuiben ist, hat sich der Gerichtshof der Europdischen Union in seinem Urteil vom 21.12.2011, C-
411/10 und C-493/10, N.S./Vereinigtes Konigreich, (zu vergleichbaren Bestimmungen der Dublin 1I-VO) befasst und,
ausgehend von der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte in der Entscheidung vom
02.12.2008, 32733/08, K.R.S./Vereinigtes Konigreich, sowie deren Prazisierung mit der Entscheidung des EGMR vom
21.01.2011, 30696/09, M.S.S./Belgien und Griechenland, ausdrucklich ausgesprochen, dass nicht jede Verletzung eines
Grundrechtes durch den zustdndigen Mitgliedstaat, sondern erst systemische Mangel im Asylverfahren und den
Aufnahmebedingungen fir Asylbewerber im zustandigen Mitgliedstaat die Ausiibung des Selbsteintrittsrechtes durch
den Aufenthaltsstaat gebieten (Rn. 86). An dieser Stelle ist auch auf das damit in Einklang stehende Urteil des
Gerichtshofes der Europaischen Union vom 14.11.2013 in der Rechtssache C-4/11, Bundesrepublik Deutschland/Kaveh
Puid zu verweisen (Rn. 36, 37).

Somit ist zum einen unionsrechtlich (im Hinblick auf die Urteile des EuGH vom 10.12.2013, C-394/12, Shamso
Abdullahi/Osterreich, sowie jeweils vom 07.06.2016, C-63/15, Gezelbash, und C-155/15, Karim) zu priifen, ob im
zustandigen Mitgliedstaat systemische Mangel im Asylverfahren und den Aufnahmebedingungen fir Asylbewerber
vorherrschen, und zum anderen, ob die Beschwerdefihrerin im Falle der Zurlckweisung ihres Antrages auf
internationalen Schutz und ihrer AuBerlandesbringung in die Slowakei gemalR 88 5 AsylG und 61 FPG - unter
Bezugnahme auf ihre personliche Situation - in ihren Rechten gemaR Art. 3 und/oder 8 EMRK verletzt werden wirde,
wobei der MaRstab des "real risk" anzulegen ist.

Mogliche Verletzung von Art. 4 GRC bzw. Art. 3 EMRK:

Gemald Art. 4 GRC bzw. Art. 3 EMRK darf niemand Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder
Behandlung unterworfen werden.
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Im gegenstandlichen Fall hat der BeschwerdefUhrer wahrend ihrer Befragung weder systemische Mangel des
Asylverfahrens und der Aufnahmebedingungen fur Asylwerber noch eine widerfahrene unmenschliche Behandlung im
Sinne des Art. 3 EMRK in der Slowakei jemals geltend gemacht.

Aus den von der erstinstanzlichen Behdrde getroffenen Feststellungen zum slowakischen Asylverfahren ergibt sich
eindeutig, dass Asylwerbern dort ein rechtsstaatliches Asylverfahren offensteht, in welchem die Voraussetzungen der
Asylgewdhrung und des Riickschiebungsschutzes im Einklang mit den internationalen Verpflichtungen, insbesondere
der Genfer Fluchtlingskonvention und der EMRK, definiert sind.

Die Bestimmungen der Dublin-Ill-VO haben im vorliegenden Fall unzweifelhaft eine Zustandigkeit der Slowakei ergeben
und hat sich die Slowakei auch ausdrticklich bereit erklart, den Beschwerdefuhrer aufzunehmen.

Es gibt keine Hinweise dafir, dass der Beschwerdefiihrer im Falle einer Uberstellung nach der Slowakei und einer
entsprechenden Asylantragstellung kein ordnungsgemales Verfahren bzw. keine ordnungsgemafe Versorgung in der

Slowakei erhalten wurde.

Aus den Landerinformationen resultiert ferner, dass in der Slowakei auch eine Refoulement-Prifung durchgefuhrt
wird. Es gibt keine einzige Information dahingehend, dass ein Asylwerber, der im Rahmen der Dublin Ill VO von
Osterreich nach der Slowakei Uberstellt worden ist, ohne Priifung seines Asylantrages in einen Staat weiter
abgeschoben worden ware, wo ihm die Gefahr einer unmenschlichen Behandlung im Sinne des Artikel 3 EMRK gedroht
hatte.

Auch im Ubrigen konnte der Beschwerdefihrer keine auf sich selbst bezogenen besonderen Griinde, welche fir eine
reale Gefahr einer Verletzung des Art. 3 EMRK sprechen wirden, glaubhaft machen, weshalb die Rechtsvermutung des
8 5 Abs. 3 AsylG zur Anwendung kommt, wonach ein Asylwerber im zustandigen Mitgliedstaat Schutz vor Verfolgung
findet.

Unbestritten ist, dass nach der allgemeinen Rechtsprechung des EGMR zu Art. 3 EMRK und Krankheiten, die auch im
vorliegenden Fall maRgeblich ist, eine Uberstellung in die Slowakei nicht zuléssig wére, wenn durch die Uberstellung
eine existenzbedrohende Situation drohen wirde und diesfalls das Selbsteintrittsrecht der Dublin-VO zwingend
auszuliben ware: In diesem Zusammenhang ist vorerst auf das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH vom
06.03.2008, ZI: B 2400/07-9) zu verweisen, welches die damals relevante Rechtsprechung des EGMR zur Frage der
Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit Art. 3 EMRK festhalt (D. v. the United Kingdom,
EGMR 02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997,93;

Bensaid, EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter 2001,26;

Ndangoya, EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03; Salkic and others, EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04; Ovdienko, EGMR
31.05.2005, Appl. 1383/04;

Hukic, EGMR 29.09.2005, Appl. 17.416/05; EGMR Ayegh, 07.11.2006;
Appl. 4701/05; EGMR Goncharova & Alekseytsev, 03.05.2007, Appl. 31.246/06).

Zusammenfassend fuhrte der VfGH aus, dass sich aus den erwahnten Entscheidungen des EGMR ergibt, dass im
Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, blo3 um dort medizinisch
behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder
selbstmordgeféahrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsmaoglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem
bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen auergewohnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer
Verletzung in Art. 3 EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem
realen Risiko ausgesetzt wiirde, unter qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom).

Die Rechtsprechung des EGMR (N vs UK, 27.05.2008) und Literaturmeinungen (Premiszl, Migralex 2/2008, 54ff, Schutz
vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-Verfahren") bestdtigen diese Einschatzung, wobei noch darauf
hinzuweisen ist, dass EU-Staaten verpflichtet sind, die Aufnahmerichtlinie umzusetzen und sohin jedenfalls eine
begrindete Vermutung des Bestehens einer medizinischen Versorgung vorliegt.

Aus diesen Judikaturlinien des EGMR ergibt sich jedenfalls der fur das vorliegende Beschwerdeverfahren relevante
Prifungsmalstab. In seiner rezenten Entscheidung im Fall "Paposhvili vs. Belgium" hat der EGMR am 13.12.2016 seine
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Rechtsprechung dahingehend prazisiert, dass ein Betroffener auch tatsachlich Zugang zur notwendigen Behandlung
haben muss und auch die Kosten der Behandlung und Medikamente, das Bestehen eines sozialen und familiaren
Netzwerks zu bertcksichtigen sind. "AuBergewoéhnliche Umstande" wirden bereits auch dann vorliegen, wenn
stichhaltige Griinde dargelegt wirden, dass eine schwer kranke Person mit einem realen Risiko konfrontiert wirde,
wegen des Fehlens angemessener Behandlung im Zielstaat oder des fehlenden Zugangs zu einer solchen Behandlung,
einer ernsten, raschen und unwiederbringlichen Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes ausgesetzt zu sein, die
zu intensivem Leiden oder einer erheblichen Verklrzung der Lebenserwartung fihren wirde.

Solche "auRergewdhnlichen Umstande" sind im gegenstandlichen Verfahren nicht hervorgekommen.

Vor dem Hintergrund der strengen Judikatur des EGMR kann nicht erkannt werden, dass eine Uberstellung des
Beschwerdefiihrers nach der Slowakei eine Verletzung der Rechte gem. Art. 3 EMRK darstellen wiirde. Es ist von einer
ausreichenden medizinischen Versorgung flr Asylwerber in der Slowakei auszugehen und bestehen keine Bedenken,
dass notige Untersuchungen und Behandlungen auch in der Slowakei durchgeflihrt werden kénnen.

Bei der Durchfithrung der Uberstellung ist auf den gesundheitlichen Zustand des Beschwerdefiihrers durch konkrete
MaRnahmen Bedacht zu nehmen und hat die Uberstellung unter gréRtméglicher Schonung ihrer Person sowie unter
BerUcksichtigung ihrer speziellen Bedirfnisse und ihres Gesundheitszustandes (ggf. mit medizinischer Betreuung) zu
erfolgen. Anlasslich einer Abschiebung werden von der Fremdenpolizeibehérde der aktuelle Gesundheitszustand und
insbesondere die Transportfahigkeit beurteilt sowie gegebenenfalls bei gesundheitlichen Problemen entsprechende
MalRnahmen gesetzt.

Mégliche Verletzung von Art. 7 GRC bzw. Art. 8 EMRK:

Nach Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und
seines Briefverkehrs. Der Eingriff einer 6ffentlichen Behorde in Austibung dieses Rechts ist gemaR Art. 8 Abs. 2 EMRK
nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer
demokratischen Gesellschaft fir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl
des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der
Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Der Antragsteller verfligt im dsterreichischen Bundesgebiet Uber mehrere familidre Anknipfungspunkte: Zum einen ist
festzuhalten, dass der Antragsteller mit seinem volljahrigen Sohn sowie seiner Ehegattin in das Bundesgebiet wieder
eingereist ist. Hierzu ist festzuhalten, dass das Verfahren der Ehegattin im Rahmen des Dublin-Mechanismus mit
Erkenntnis vom heutigen Tage analog entschieden wurde. Weiters ist festzustellen, dass zum mitreisenden volljahrigen
Sohn keinerlei finanzielle oder sonstige zwingende Abhangigkeit besteht. Gleich verhalt es sich mit den bereits in
Osterreich seit langerer Zeit aufhaltigen familidren Anknipfungspunkten in Form zweier Briider und einer Schwester,
inklusive Familie des Beschwerdefilhrers. Zu den Anknlpfungspersonen in Osterreich liegt kein gemeinsamer
Haushalt vor bzw. haben sich im Verfahren auch keine sonstigen zwingenden, wie immer gearteten Abhangigkeiten,
ergeben.

Es liegen auch keine Hinweise auf eine bereits erfolgte auBergewodhnliche Integration des Beschwerdeflhrers in
Osterreich vor. Folglich wiirde die Uberstellung in die Slowakei keinen unzuldssigen Eingriff in die durch Art. 8 EMRK
verfassungsrechtlich gewahrleisteten Rechte darstellen. Der durch die Ausweisung des Beschwerdefiihrers aus dem
Bundesgebiet erfolgende Eingriff in ihr Privatleben ist durch ein Uberwiegen des éffentlichen Interesses im Vergleich
zu ihrem Privatinteresse am Verbleib im Bundesgebiet gedeckt. Sein nunmehriger Aufenthalt im Bundesgebiet war nur
ein vorlaufig berechtigter.

Aus der Rechtsprechung des VWGH ergibt sich, dass etwa ab einem zehnjdhrigen Aufenthalt im Regelfall die privaten
Interessen am Verbleib im Bundesgebiet die 6ffentlichen Interessen Gberwiegen kénnen (09.05.2003, 2002/18/0293).
Gleiches gilt fur einen siebenjahrigen Aufenthalt, wenn eine berufliche und soziale Verfestigung vorliegt (05.07.2005,
2004/21/1024).

Das Bundesverwaltungsgericht gelangt daher insgesamt zu dem Ergebnis, dass im vorliegenden Fall keine Verletzung
von Bestimmungen der GRC oder der EMRK zu beflrchten ist. Daher bestand auch keine Veranlassung, von dem in Art.
17 Abs. 1 Dublin IlI-VO vorgesehenen Selbsteintrittsrecht Gebrauch zu machen und eine inhaltliche Prufung des
Antrages auf internationalen Schutz vorzunehmen.


https://www.jusline.at/entscheidung/43278

Nach & 21 Abs. 6a und 7 BFA-VG idgF konnte eine mundliche Verhandlung unterbleiben (siehe auch das Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofes vom 28.05.2014, Zlen. Ra 2014/20/0017 und 0018, wobei die dort genannten Kriterien far
die Auslegung des 8 21 Abs. 7 BFA-VG gegenstandlich erfullt sind). Es ergab sich sohin auch kein Hinweis auf die
Notwendigkeit, den mafgeblichen Sachverhalt mit der Beschwerdeflihrerin zu er¢rtern (vgl. VwGH 23.01.2003,
2002/20/0533, VwGH 01.04.2004, 2001/

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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